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Fakten       und      Argumente 

„Opposition ist mehr als 

Nein sagen. Es ist zwar 

nicht unsere Aufgabe, 

Gesetze zu machen, an 

Eckpunkten zeigen wir 

jedoch, was wir wollen." 

ANGELA  MERKEL: 

Wir können nur gemeinsam 
Erfolg haben 

Die Sache ist erledigt." 
Mit dem Austausch des 
umstrittenen Plakats und 
mit ihrer Rede im Bundes- 
tag am 16. Januar zur 
Rentenreform hat Angela 
Merkel die Diskussion be- 
endet: 

„Nur gemeinsam werden 
wir   Erfolg   haben,   selbst 

wenn in manchen Fragen 
von unterschiedlichen Auf- 
fassungen ausgegangen 
werden muss. Es war rich- 
tig, auf der Präsidumsklau- 
sur letztes Jahr im Juni ein 
Arbeitsprogramm unter der 
Überschrift kontrollierte 
Offensive zu beschließen. 

Fortsezung auf Seite 3 
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SCHER SPORTBUND: WIR 

SIND EIN VERLäSSLICHER 

PARTNER DES SPORTS 
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• Steuern und Abgaben • Schulsport • Gesundheitssport 
• Sport in Europa • Sportstättenbau • Nachwuchsförde- 
rung im Leistungssport: waren die Themen eines ausführ- 
lichen Gesprächs, das das Präsidium der CDU unter Lei- 
tung der Parteivorsitzenden im Konrad-Adenauer-Haus 
geführt hat. Angela Merkel: „Die CDU anerkennt die große 
gesellschaftliche, kulturelle und soziale Bedeutung des 
Sports. Damit der Sport seine Aufgabe auch in Zukunft er- 
füllen kann, braucht er unsere tatkräftige Unterstützung." 

FRIEDRICH MERZ: SCHARPING 

IST DER VOLLSTRECKER DER 

EICHEL'SCHEN SPARAUFLAGE 
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UND BERUF, ERZIEHUNGS- 

KOMPETENZ 
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„Nur der Anfang eines Umbauprozesses ohne Perspek- 
tive" - befürchtet die CDU/CSU - sind die jetzt bekannt 
gegebenen Standortentscheidungen von Verteidigungs- 
minister Scharping. Die groß angekündigte „Reform der 
Bundeswehr von Grund auf ist nichts anderes als eine im- 
mense Haushaltskürzung: um fast 20 Milliarden Mark bis 
2003. Friedrich Merz: „Die Kürzungen sind unnötig. Sie 
sind vor allem nicht zu verantworten. Unsere Forderung: 
Prioritätensetzung zugunsten der Bundeswehr." 

„Umsteuern hin zu einer nachhaltig familienfreundlichen 
Gesellschaft" ist das Ziel einer Intitiative, die Maria Böh- 
mer, Horst Seehofer, Maria Eichhorn und Karl-Josef Lau- 
mann vorgestellt haben. CDU und CSU sind die Famili- 
enparteien. Mit dem neuen Aufbruch in der Familienpoli- 
tik soll die Grundlage für eine langfristig stabile wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung unserer Gesellschaft 
gesichert werden, die nichts anderes ist als: Familien mit 
Kindern. Zu den wichtigen Forderungen der Union gehört 
ein ausreichendes Angebot von Betreuungseinrichtungen. 
Nach wie vor werden z.B. mehr Ganztagsplätze in Kin- 
dergärten gebraucht. 
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VERWALTUNGSGERICHT 

Fortsetzung von Seite I 
Wir haben inzwischen 

unsere Meinung zu allen 
wichtigen Themen gebildet. 
Wir sind zu vernünftigen Er- 
gebnissen gekommen und 
haben politische Perspekti- 
ven geöffnet." 

Selbstverständlich geht 
es nach wie vor darum, die 
Fehler der rot-grünen Re- 
gierung anzugreifen. Die 
harte Auseinandersetzung 
um Schröders Rentenbe- 
trug wird so lange geführt 
werden, wie z.B. die deutli- 
che Benachteiligung der 
Frauen im Koalitionsent- 
wurf nicht rückgängig ge- 
macht ist. 

Wir machen keine 
Gesetze, aber an 

Eckpunkten zeigen wir, 
was wir wollen 

Es geht aber auch darum, 
Alternativen deutlich zu ma- 
chen. Angela Merkel: „Op- 
position ist mehr als Nein 
sagen. Es ist zwar nicht un- 
sere Aufgabe, Gesetze zu 
machen. An Eckpunkten 
zeigen wir jedoch, was wir 
wollen." 

Thema Einwanderung: 
Die Bundesregierung hat in- 
zwischen die Absicht aufge- 
geben, noch in dieser Legis- 
laturperiode ein umfassen- 
des Zuwanderungsgesetz zu 
verabschieden. 

LAURENZ   M EYER 

Ein guter Tag für die CDU 
„Die CDU freut sich über 
das Urteil des Berliner Ver- 
waltungsgerichts." Mit die- 
sen Worten hat Generalse- 
kretär Laurenz Meyer einen 
wichtigen Erfolg kommen- 
tiert. Das Gericht gibt der 
CDU Recht mit ihrer Klage 
gegen die von Bundestags- 
präsident Thierse verhängte 
Sanktion von 41 Millionen 

Angela Merkel: „Wir 
sind ganz anderer Mei- 
nung." Unsere Einwande- 
rungskommission unter Lei- 
tung von Ministerpräsident 
Peter Müller wird die Eck- 
punkte eines solchen Geset- 
zes noch vor der Sommer- 
pause vorlegen. 

Die weiteren 
Aktivitäten unserer 

Informationsoffensive 
zur Rentenpolitik 

In Absprache mit den 
wahlkampfführenden, aber 
auch mit den übrigen Landes- 
verbänden wird es ein Mas- 
senverteilmittel geben, das 
zeigt, wie verkehrt die Rie- 
ster'sehe Rentenberechnung 
schon in den Grundlagen ist: 
• was den Besteuerungsbe- 
trag bei der Rente betrifft. 

Mark. „Dieses Urteil be- 
stätigt unsere Rechtsauffas- 
sung, die auch andere re- 
nommierte Juristen vertre- 
ten haben", sagte Meyer. Es 
schaffe die Voraussetzung 
dafür, dass die CDU näch- 
stes Jahr wettbewerbsfähig 
in die Auseinandersetzung 
um die Mehrheit in Deutsch- 
land gehen kann. 

• was alle Fragen angeht, 
die mit der privaten Vor- 
sorge zu tun haben, 
• was insbesondere zur Be- 
nachteiligung von Frauen 
führt, die Kinder erziehen, 
• und wie es schließlich mit 
der Hinterbliebenenrente 
steht, bei der Kürzung in 
Höhe von 50 Prozent und 
mehr zu erwarten sind. 

Generalsekreträr Lau- 
renz Meyer: „Wir werden 
mit den Bürgerinnen und 
Bürgern sprechen, das Tele- 
fon nutzen und eine Hotline 
einrichten. Unsere Informa- 
tionen werden über Faxab- 
ruf und Internet zugänglich 
sein. Gleich morgen um 
13.00 Uhr wird die Partei- 
vorsitzende die Diskussion 
mit einem Internet-Chat 
eröffnen. In der kommenden 
Woche setzenden wir unsere 
Aktivitäten fort." UD 
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'SPORT  UND   GESELLSCHAFT 

GESPRäCH   PRäSIDIUM   -  SPORTBUND   (DSB) 

Die CDU - ein verlässlicher Partner 
des Sports 

Um Möglichkeiten und 
Themenfelder der Zusam- 
menarbeit zu besprechen, 
traf sich am 29. Januar das 
Präsidium der CDU unter 
Leitung der Parteivorsit- 
zenden Angela Merkel mit 
dem Präsidium des Deut- 
schen Sportbundes unter 
Leitung seines Präsiden- 
ten Manfred von Richth- 
ofen zu einem gemeinsa- 
men Gespräch. 

Dabei wurde deutlich, 
dass der Sport in so zentra- 
len Bereichen wie Steuern 
und Abgaben, Schulsport, 
Gesundheitssport, Sport 
auf europäischer Ebene, 
Sportstättenbau sowie der 
Nachwuchsförderung im 
Leistungssport dringend 
politische Unterstützung 
braucht. 

Die berechtigten Anlie- 
gen des Sports will die CDU 
intensiv unterstützen und 
eng mit dem Deutschen 
Sportbund zusammenar- 
beiten. Seitens des Präsi- 
diums wird sich Wolfgang 
Schäuble künftig der 
Belange des Sports anneh- 
men. Der Bundesfachaus- 
schuss Sport der CDU mit 
seiner Vorsitzenden Steffie 
Schnoor wird ebenfalls den 

Sport tatkräftig unterstüt- 
zen. Auch die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, die be- 
reits mehrere Anliegen des 
Sports in parlamentarische 
Initiativen umgesetzt hat, 
wird durch den stellver- 
tretenden Vorsitzenden des 
Bundesfachausschusses 
Sport der CDU und sportpo- 
litischen Sprecher der Frak- 
tion, Klaus Riegert, in dieses 
Engagement zugunsten des 
Sports eingebunden. 

Schon jetzt wurde ein 
weiteres baldiges Treffen 
vereinbart, wo über das bis 
dahin Erreichte Bilanz gezo- 
gen wird und weitere The- 
men der Zusammenarbeit 
besprochen werden sollen. 

Zuvor wird sich die Vorsit- 
zende der CDU bei einem 
Besuch in einer der sportbe- 
tonten Schulen Deutsch- 
lands von der aktuellen Si- 
tuation bei der Nachwuchs- 
förderung überzeugen. 

Dazu erklärte die Partei- 
vorsitzende Angela Merkel: 
„Die CDU anerkennt die 
hohe gesellschaftliche, kul- 
turelle und soziale Bedeu- 
tung des Sports. Um seine 
für die Gesellschaft unver- 
zichtbare Aufgabe auch 
künftig zu erfüllen, braucht 
der Sport tatkräftige Unter- 
stützung. Dafür steht die 
CDU als verlässlicher Part- 
ner des Sports auch künftig 
bereit." UD 
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„DIE  ZUKUNFT  DES   EHRENAMTS 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Es ist ganz wichtig, dass Menschen 
sich engagieren und einmischen 

71 

Generalsekretär Laurenz 
Meyer hat während der 
Grünen Woche in Berlin 
am Jugendforum „Die Zu- 
kunft   des   Ehrenamtes" 
teilgenommen. Auf Einla- 
dung der beiden Vorsit- 
zenden  des  Bundes  der 
Deutschen     Landjugend 
(BDL),    Anja    Mücke- 
Hansen und Dirk Detlef- 
sen, diskutierte er mit 
Vertretern der Landju- 
gend über die Bedeutung 
ehrenamtlichen Engage- 
ments für den ländlichen 
Raum. 

Um Toleranz und Zivil- . 
courage zu fördern, star- 
tete die Nachwuchsorga- 
nisation des Deutschen Bau- 
ernverbandes zeitgleich das 
Projekt „all inclusive - 
Fremde sind Freunde". Da- 
mit will die Landjugend im 
Jahr 2001 ausdrücklich ein 
Zeichen für „Fremden- 
freundlichkeit" setzen. 

Laurenz Meyer würdigte 
das Engagement der Bundes 
der Deutschen Landjugend 
bei der Schaffung freiwilli- 
ger ehrenamtlicher Struktu- 
ren in den neuen Bundeslän- 
dern. Hier habe die Landju- 
gend einen „erheblichen Bei- 
trag" geleistet und ein attrak- 

tives Angebot für junge 
Leute im ländlichen Raum 
geschaffen. Dieses Engage- 
ment müsse aufrechterhalten 
bleiben, um die bestehende 
Landflucht zu stoppen. 

Es sei zwar nach wie vor 
„chic", in das Umfeld von 
Großstädten zu ziehen. Da- 

s^Ä», 

durch werde jedoch über- 
deckt, „dass aus den eigent- 
lich ländlichen Räumen die 
jungen Menschen auf Grund 
von fehlenden Arbeitsplät- 
zen wegziehen", sagte 
Meyer. Die Politik sei hier in 
der Verantwortung, bei- 
spielsweise durch gezielte 
Tourismusförderung die At- 
traktivität der ländlichen 
Räume zu stärken. 

Außerdem informierte 
der Generalsekretär die 
Landjugend über die Aktion 
„Bürger machen Staat", die 
die CDU zum „Internationa- 

len Jahr der Freiwilligen 
2001" initiiert hat. Im Rah- 
men dieser Kampagne wird 
ein eigener Ehrenamtspreis 
verliehen. In diesem Zusam- 
menhang wies er auf die von 
ihm gestartete Aktion „Hut 
ab vor Ihrem Mut" hin. Un- 
ter  diesem   Motto   sollen 

Menschen   ausgezeichnet 
werden, die in konkreten 
Situationen   Zivilcourage 
gezeigt haben: Sei es, dass 
Frauen belästigt, alte Men- 
schen    angepöbelt    oder 
Ausländer    verunglimpft 
wurden. „Ich halte es für 
ganz wichtig, dass Men- 
schen Position beziehen, 
sich einmischen, sich en- 

gagieren", betonte Meyer. 
Dieses    Verhalten    müsse 
auch der Staat unterstützen: 
finanziell und durch öffent- 
liche Anerkennung. 

Laurenz Meyer ermun- 
terte die Landjugend, das 
Jahr des Ehrenamtes 2001 
zu nutzen, um die Politik auf 
existierende Probleme auf- 
merksam zu machen. Dies 
sei vor allem die Aufgabe ei- 
ner effizienten Öffentlich- 
keitsarbeit, die unter dem 
Motto „Tue Gutes und rede 
darüber" funktionieren 
müsse. UD 
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'BUNDESWEHRR EFORM 

FRIEDRICH   MERZ: 

Scharping als Vollstrecker der 
Eichel'sehen Sparauflage 

Auf einer Pressekonferenz 
am 29. Januar zur Bun- 
deswehrreform hat der 
Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
folgende Erklärung abge- 
geben: 

Die jetzt bekannt gegebe- 
nen Standortentscheidun- 
gen (Schließung von 39 
Großstandorten, erhebliche 
Reduzierungen bei 40 wei- 
teren und Schließung von 20 
Kleinstandorten) sind die 
Konsequenz der größten 
Haushaltskürzung in der 
Geschichte der Bundeswehr 
(fast 20 Mrd. DM in den vier 
Jahren bis 2003). Die Bun- 
deswehr ist zum Steinbruch 
des Konsolidierungskurses 
degradiert worden. Minister 
Scharping ist nicht Gestal- 
ter, sondern Vollstrecker der 
Eichel'schen Sparauflagen. 
Dieser Kurs spiegelt aber 
auch die innere Distanz der 
rot-grünen Regierung zur 
Bundeswehr wider. 

Nur der Anfang eines 
Umbauprozesses ohne 

Perspektive 

Das endgültige Aus für 
viele Standorte ist nur der 

Anfang eines langen Um- 
bauprozesses ohne Perspek- 
tive und voller Unsicherhei- 
ten. Die „Reform der Bun- 
deswehr von Grund auf 
(Scharping) trägt den Keim 
für die nächste Reform be- 
reits in sich. Der Bundes- 
wehrreform von Minister 
Scharping fehlt die finanzi- 
elle Grundlage. Unrealisti- 
sche Erwartungen bei Ver- 
kaufserlösen und Rationali- 
sierungsgewinnen, offen- 
sichtliche Schönheitskor- 
rekturen durch Umbuchun- 
gen (2 Mrd. DM für Aus- 
landseinsätze) - all das ist 
das Gegenteil einer soliden 
Haushaltspolitik. Insbeson- 
dere fehlen die auch von der 
Weizsäcker-Kommission 
geforderten zusätzlichen 
Mittel als Anschubfinanzie- 
rung für die Umsetzung der 
Reform. (Zitat aus dem Be- 
richt der Weizsäcker-Kom- 

mission vom Mai 2000: „Nur 
so kann die Reform erfolg- 
reich angegangen werden.") 

Wir fordern Prioritäten- 
setzung zugunsten der 

Bundeswehr 

Nicht nur angesichts der 
derzeitigen ökonomischen 
Daten sind die Kürzungen 
bei der Bundeswehr un- 
nötig. Sie sind vor allem 
sachlich nicht zu verantwor- 
ten. Wir fordern eine not- 
wendige Prioritätensetzung 
zugunsten der Bundeswehr 
und die Rückkehr zur Fi- 
nanzplanung der alten Bun- 
desregierung. (32. Finanz- 
plan: Anstieg der Mittel auf 
ca. 50 Mrd. bis 2003) Die 
Soldatinnen und Soldaten, 
die zivilen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter und ihre Fa- 
milien haben einen An- 
spruch auf eine Trendum- 
kehr und damit auf eine ver- 
lässliche Lebensplanung. 

Bündnisfähigkeit nicht 
zum Null-Tarif 

Zwischen    den    politi- 
schen Verpflichtungen der 
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BUNDESWEHRREFORM 

Bundesregierung gegenü- 
ber NATO, EU und WEU 
sowie UNO (Stand-by-Ar- 
rangements) einerseits und 
den realistischen Perspekti- 
ven für die Strukturen und 
Fähigkeiten der Bundes- 
wehr andererseits klafft 
eine immer größere Lücke. 
Vollmundige Erklärungen 
und tatsächliche Lage pas- 
sen nicht zusammen; dies 
wird von Monat zu Monat 
deutlicher. Europa- und 
Bündnisfähigkeit sind nicht 
zum Null-Tarif zu haben. 
Die für die Übernahme 
neuer Aufgaben notwen- 
dige Modernisierung der 
Bundeswehr bleibt im An- 
fang stecken. So ist bei- 
spielsweise die Beschaf- 
fung der 75 A-400-M- 
Transportflugzeuge und des 
im Juni 2000 vereinbarten 
deutsch-französisch-italie- 
nischen Aufklärungssatelli- 
ten in der Bundeswehrpla- 
nung finanziell nicht ausrei- 
chend abgebildet. Zugleich 
hat die Bundesregierung die 
Bundeswehr mit der KFOR- 
Mission in den schwierig- 
sten und gefährlichsten Ein- 
satz in ihrer Geschichte ge- 
schickt. Dies alles passt 
nicht zusammen. Gemessen 
am Bruttosozialprodukt 
liegt Deutschland mit dem 
Verteidigungshaushalt in- 
nerhalb der NATO heute an 
vorletzter Stelle. Dies 
schwächt unsere außen- und 

PAUL   BREUER   UND   CHRISTIAN   SCMIDT 

Erst Beschwichtigungen - 
jetzt Kahlschlag 

Zu den geplanten Schlies- 
sungen von Bundeswehr- 
standorten erklärten die 
verteidigungspolitischen 
Sprecher der CDU/CSU: 
Bis vor kurzem hat Schar- 
ping den Eindruck er- 
wecken wollen, dass die 
Reduzierung von 340.000 
auf 280.000 Soldaten 
durch die Schließung von 
Kleinstandorten funktio- 
nieren könne. Jetzt wird 
deutlich: Die Reduzierung 
führt zu massivem Kahl- 
schlag. Es gibt keinen si- 

sicherheitspolitische Hand- 
lungsfähigkeit und den Ein- 
fluss Deutschlands im 
Bündnis. 

Keine verlässliche 
Beschaffungs- und 
Materialplanung 

Die Bundeswehr verfügt 
heute erstmals nicht mehr 
über eine verlässliche Be- 
schaffungs- und Material- 
planung. Die deutsche 
wehrtechnische Industrie 
muss deshalb nach Jahren 
des Kapazitätsabbaus nicht 
nur mit weiteren Kürzungen 

cherheitspolitischen Grund 
für eine derartige Verrin- 
gerung der Bundeswehr. 
Sie wird allein aus finanzi- 
ellen Zwängen verkleinert. 
Statt intelligent zu inve- 
stieren, wird auf „Teufel 
komm raus" kaputt ge- 
spart. Dies wird bei der 
Modernisierung der Aus- 
rüstung der Bundeswehr 
genau so stattfinden. Die 
Bundeswehr wird zur Re- 
formruine. Soldaten und 
zivile Mitarbeiter müssen 
jetzt die Suppe auslöffeln. 

zurecht kommen. Ihr fehlt 
schlicht eine verlässliche 
Grundlage für unternehme- 
risches Handeln. Kernkom- 
petenzen und technologi- 
sches Spitzen-Know-how 
sind ebenso gefährdet wie 
die angesichts des scharfen 
globalen Wettbewerbs un- 
verzichtbare Kooperations- 
und Integrationsfähigkeit 
der deutschen Industrie. 
Eine wettbewerbsfähige eu- 
ropäische wehrtechnische 
Industrie wiederum ist eine 
unverzichtbare Vorausset- 
zung für die Europäische Si- 
cherheits- und Verteidi- 
gungspolitik. UD 
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1 FAMILIENOFFENSIVE   DER   CDU/CSU 

NACHHALTIGE   POLITIK   FüR   FAMILIEN 

Familiengeld, Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, Erziehungskompetenz 

Zur Erläuterung der Fa- 
milienoffensive der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
erklärten die für Gesell- 
schafts- und Sozialpolitik 
zuständigen stellvertre- 
tenden Vorsitzenden Ma- 
ria Böhmer und Horst See- 
hofer sowie die Vorsitzen- 
den der Arbeitsgruppen 
Familie und Soziales, Ma- 
ria Eichhorn und Karl-Jo- 
sef Laumann: 

Familien mit Kindern bil- 
den die Grundlage für eine 
langfristig stabile wirtschaft- 
liche und soziale Entwick- 
lung unserer Gesellschaft. 
Die heutigen Rahmenbedin- 
gungen werden der Situation 
der Familien nicht mehr ge- 
recht. Diese Erkenntnis ver- 
langt ein Umsteuern hin zu 
einer nachhaltig familien- 
freundlichen Gesellschaft. 

CDU und CSU sind die 
Familienparteien. Erzie- 
hungsgeld, Erziehungsur- 
laub, Rechtsanspruch auf ei- 
nen Kindergartenplatz und 
Kindererziehungszeiten in 
der Rente hat die Union in 
ihrer Regierungszeit durch- 
gesetzt. Die Union hat mit 
ihren Familienprogrammen 
vom 13. Dezember 1999 
„Lust auf Familie - Lust auf 

Verantwortung" (CDU) und 
vom 6. Juli 2000 „Unsere 
Kinder - unsere Zukunft" 
(CSU) einen neuen Auf- 
bruch in der Familienpolitik 
gewagt. Für die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion gelten 
folgende Eckpunkte einer 
Familienoffensive: 

ERSTENS: Die Verein- 
barkeit von Familie und 
Beruf verbessern und die 
Erziehungsleistung von 
Eltern in unserer Gesell- 
schaft umfassend aner- 
kennen. 

Viele Eltern realisieren 
ihre Kinderwünsche nicht, 
da die mangelnde Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf 
und die große finanzielle Be- 
lastungdementgegenstehen. 
Wir wollen eine familien- 
freundliche Arbeitswelt, die 
z. B. Müttern und Vätern bes- 
sere Möglichkeiten zur Teil- 
zeitarbeit bietet und einen 
reibungslosen beruflichen 
Wiedereinstieg in eine Aus- 
bildung oder in den Beruf 
nach einer Familienphase 
ermöglicht. Dazu gehört 
auch ein flächendeckendes, 
bedarfsgerechtes Angebot 
von Betreuungseinrichtun- 
gen (z.B. mehr Ganztags- 

plätze in Kindergärten, mehr 
Betreuungsangebote für Kin- 
der unter 3 Jahren, betreu- 
ende Grundschule, Ganz- 
tagsschulen, flexible Öff- 
nungszeiten). 

Die Vereinbarkeit von 
Familienarbeit und Erwerbs- 
tätigkeit beider Eltern ist ein 
Kernpunkt der Familienpo- 
litik von CDU und CSU. Für 
uns sind beide Aufgaben 
gleichwertig. Wir wollen, 
dass Mütter und Väter ei- 
genverantwortlich entschei- 
den können, wie sie gemein- 
sam in unterschiedlichen 
Familienphasen für das Fa- 
milieneinkommen und für 
die Erziehung der Kinder 
Sorge tragen. 

ZWEITENS: Finanzi- 
elle Gerechtigkeit zwi- 
schen Erziehenden und 
Kinderlosen herstellen. 

Familien mit Kindern 
müssen insbesondere in der 
betreuungsintensiven 
Kleinkindphase deutlich 
entlastet werden. Wir wol- 
len - weit über die Vorgaben 
des Bundesverfassungsge- 
richts von 1998 hinaus-mit 
dem dynamisierten Famili- 
engeld sicherstellen, dass 
künftig niemand auf Sozial- 
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hilfe angewiesen ist, nur 
weil er Kinder hat. Dadurch 
können wir zugleich errei- 
chen, dass sich auch für ei- 
nen Sozialhilfeempfänger 
mit Kindern eine Erwerbs- 
tätigkeit wieder lohnt und er 
deshalb keine Sozialhilfe 
mehr benötigt. 

Neben der besseren Ver- 
einbarkeit von Familie und 
Beruf steht das Familien- 
geld im Mittelpunkt der 
nachhaltigen Politik für Fa- 
milien. Das dynamisierte 
Familiengeld ist ein neues, 
zukunftsorientiertes Kon- 
zept nachhaltiger Familien- 
förderung, das über das bis- 
herige Kindergeld und Er- 
ziehungsgeld deutlich hin- 
ausgeht. Es deckt zugleich 
das Existenzminimum von 
Kindern ab. 

Auf folgende Leistungen 
sollen sich Eltern jeden Mo- 
nat verlassen können: 

Familiengeld pro Kind 
• während der ersten 
3 Lebensjahre:     1200 DM 
• im Alter von 
3 bis 17 Jahren:      600 DM 
(neben Betreuung, 
Erziehung und Bildung in 
Kindergarten und Schule) 
• im Alter von 
18 bis 27 Jahren:    300 DM 
(bzw. 350 DM ab 
dem 4. Kind). 

Das Familiengeld wird un- 
abhängig vom Umfang der 

Erwerbstätigkeit oder des 
Einkommens geleistet, ist 
Steuer- und sozialabgaben- 
frei und muss dynamisiert 
werden. Der Kinderfreibe- 
trag soll in Anlehnung an die 
Beschlüsse des Bundesver- 
fassungsgerichts ca. 13.000 
DM betragen. Das Famili- 
engeld soll zur Vereinfa- 
chung von einer Familien- 
kasse (z.B. beim heutigen 
Jugendamt) ausgezahlt wer- 
den, die für Familiengeld 
und evtl. Unterhaltsvor- 
schuss zuständig ist, so dass 
Eltern familienbezogene 
Leistungen bei einer Stelle 
beantragen können. 

DRITTENS: Die Erzie- 
hungskompetenz in den 
Familien und die Erzie- 
hungskraft von Eltern 
stärken und damit Fami- 
lien nachhaltig stabilisie- 
ren und unsere Kinder 
besser auf die Zukunft 
vorbereiten. 

Wir wollen Familienbil- 
dung und Familienberatung 
für alle sozialen Schichten 
ermöglichen. Familienbil- 
dung und Familienberatung 
haben zum Ziel, durch Un- 
terstützung und Ergänzung 
der Erziehungsarbeit den 
Eltern Information und 
Sicherheit zu vermitteln, 
Überforderungen bei Er- 
wachsenen und Kindern ab- 
zubauen sowie Konflikte in 
Familien   zu   entschärfen. 

Eine Arbeitsgruppe der 
Fraktion soll die Einführung 
von „Familien-Gutschei- 
nen" zur Inanspruchnahme 
von Beratungs- und Weiter- 
bildungsangeboten prüfen, 
mit denen wir gezielt die 
Binnenkräfte der Familien 
stärken wollen. 

Diese grundsätzliche 
Neuorientierung in der Fa- 
milienpolitik ist eine wich- 
tige Investition in die Zu- 
kunft unseres Landes. Ins- 
besondere mit Blick auf die 
Finanzierung des Familien- 
geldes werden wir neue Pri- 
oritäten auch in anderen Be- 
reichen staatlicher Leistun- 
gen setzen: 
• Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe müssen zusam- 
mengeführt werden. 
• Das Lohnabstandsgebot 
muss wirksam eingehalten 
werden. Wer arbeitet, muss 
grundsätzlich mehr netto 
verdienen als derjenige, der 
nicht arbeitet und Transfer- 
leistungen erhält. 
• Vor allem jüngere Men- 
schen, die eine angebotene 
und  zumutbare  Beschäfti- 
gung  ohne  hinreichenden 
Grund ablehnen, sollen den 
Anspruch auf soziale Lei- 
stungen verlieren. 
Größe und Bedeutung 
des Projektes einer nach- 
haltig familienfreund- 
lichen Politik erfordern 
eine gemeinsame An- 
strengung aller. UD 
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Klarer Rechtsbruch 
• Die rot-grüne Rentenre- 
form benachteiligt Frauen 
und Hinterbliebene. Viele 
von ihnen wie auch diejeni- 
gen, die zeitweise keine Be- 
schäftigung finden und des- 
halb nicht genug in die Ren- 
tenkassen einzahlen können, 
werden in die Altersarmut ge- 
drängt. Dafür will Schröder 
die Gemeinden zahlen lassen. 
Mit einer Grundsicherung an- 
stelle der Sozialhilfe werden 
die Kommunen Mehrkosten 
von etwa einer Milliarde 
Mark zu tragen haben. Was 
Rot-Grün von ihnen verlangt 
und erst recht, wie die Mit- 
wirkung der Gemeinden bei 
der Gesetzgebung „mit zen- 
tralistischer Arroganz" über- 
gangen wird, ist ein klarer 
Rechtsbruch. Peter Götz, 
kommunalpolitischer Spre- 
cher der CDU7CSU: „Der 
Zwang zur Errichtung neuer 
Grundsicherungsämter passt 
nicht zum Selbstverwal- 
tungsrecht, das Artikel 28 Ab- 
satz 2 Grundgesetz den Ge- 
meinden garantiert." 

Riesenchance vertan 
• Eine Stärkung der Mitar- 
beiterbeteiligung wird es im 
Zusammenhang mit der Ren- 
tenreform nicht geben. Denn 
die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer am Unternehmen ist 
keine Form der Anlage, die im 
Rahmen der Privatvorsorge 
gefördert werden kann, ob- 

wohl sie - auch für den Un- 
ternehmer - eine Reihe von 
Vorteilen bietet. Statt dessen: 
Vorschriften bis ins letzte De- 
tail, wie förderungsfähige 
Verträge auszusehen haben. 
Gerald Weiß, Vorsitzender 
der Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU: „Kein Wunder, 
wenn man für die ganze Ver- 
anstaltung eine eigene, näm- 
lich Zertifizierungsbehörde 
braucht." 

Gegen Ausgrenzung 
• unserer Bauern. Die Bun- 
desregierung muss der Land- 
wirtschaft in der gegenwärti- 
gen Krise helfen - war das 
Thema einer Aktuellen 
Stunde im Bundestag, auf 
der die CDU/CSU bestanden 
hat. Bis vor kurzem noch hat 
Rot-Grün den Bauern emp- 
fohlen, Rinder „aufzustal- 
len", weil der Markt so unge- 
heuer stabil sei. Jetzt wird so 
getan, als wenn man mit der 
bisher betriebenen eigenen 
Agrarpolitik nichts zu tun 
habe, und läßt die Bauern mit 
ihren Schwierigkeiten allein. 
Heinrich-Wilhelm Ron- 
söhr: „Für die CDU/CSU 
fordere ich einen Solida- 
ritätsfonds für den ländlichen 
Raum, Liquiditätshilfen für 
betroffene Betriebe, den un- 
verzüglichen Start der Her- 
auskaufaktion von 400.(XX) 
Tieren, Stärkung der Regio- 
nalvermarktung und die ko- 
stenlose    Beseitigung    der 

nicht mehr zur Verfütterung 
erlaubten Futtermittel." 

Warten auf Bulmahn 
• so könnte das neue Motto 
der Bildungspolitik dieser 
Bundesregierung heißen. 
Zum wiederholten Mal hat 
die Ministerin die Chance 
vertan, dem Parlament end- 
lich ihren Gesetzentwurf für 
eine Dienstrechtsreform an 
den Hochschulen vorzule- 
gen. Ein klares Konzept hat 
die CDU/CSU vorgelegt. 
Thomas Rachel, Obmann 
der Fraktion für Bildung und 
Forschung: „Nach unserem 
Antrag soll die Reform mehr 
Leistung und Wettbewerb 
schaffen und die Entschei- 
dungskompetenz der Hoch- 
schulen stärken. Die von 
der SPD-Bildungsministe- 
rin vorgesehene generelle 
Abschaffung der Habilita- 
tion lehnen wir dagegen ab." 

Keine Bagatellen 
• Immer noch nicht eindeu- 
tig geklärt ist das Verhältnis 
der Grünen zur Anwendung 
von Gewalt zur Durchsetzung 
von politischen Zielen. So 
hält es ausgerechnet die desi- 
gnierte Parteivorsitzende 
Claudia Roth durchaus für 
denkbar, „unsinnige" Atom- 
transporte, wie sie es nennt, 
auch mit dem Mittel von 
Straßenblockaden zu verhin- 
dern. Axel Fischer und 
Klaus Holetschek, Sprecher 
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der Jungen Gruppe der 
CDU/CSU: „Damit ignoriert 
Frau Roth geltendes Recht. 
Der Bundesgerichtshof hat 
eindeutig entschieden, dass 
auch Straßenblockaden wei- 
terhin als Gewalt angesehen 
werden können." 

Fehlbesetzung 
• Die Initiative „Rock gegen 
rechte Gewalt", die jetzt der 
Bundespräsident vorgestellt 
hat, ist sehr zu begrüßen. Die 
CDU/CSU wünscht, dass 
sich viele jungen Menschen 
für das Anliegen der geplan- 
ten Konzerte einnehmen las- 
sen. Völlig unverständlich ist 
es deshalb, dass als Modera- 
tor der Aktion Ingo Appelt 
vorgesehen ist, dessen Fern- 
seh-Show der Sender Pro 7 
erst kürzlich abgesetzt hat. 
Torwandschießen mit Pup- 
pen in der Größe von Säug- 
lingen - mit dieser Ge- 
schmacklosigkeit sollte sich 
Appelt eigentlich als Vorbild 
beim Werben um Gewalt- 
freiheit disqualifiziert haben. 
Norbert Lammert, medien- 
politischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Fehlbesetzung." 

Nicht schutzwürdig 
• Keine „Sache, die von un- 
serer Rechtsordnung ge- 
schützt werden sollte", hat der 
rechtspolitische Sprecher der 
CDU/CSU, Norbert Geis, 
die Prostitution genannt und 
für die Opposition die Ableh- 

nung des Vorhabens der rot- 
grünen Koalition begründet, 
die käufliche Liebe künftig 
als Dienstleistung anzuerken- 
nen: Diese Pläne „halten un- 
serer Rechtsordnung nicht 
stand". Geis zur sozialen Ab- 
sicherung von Prostituierten: 
anstatt sie in die Sozialversi- 
cherungspflicht zu nehmen, 
sollten sie sich stärker als bis- 
her als Freiberufler selbst ver- 
sichern und „nicht der Sozial- 
hilfe zur Last fallen". 

Sporteliten fördern 
• Der Sportausschuss des 
Bundestags hat Sydney 2000 
bilanziert. Der Präsident des 
Deutschen Sportbundes, 
Manfred von Richthofen, 
war mit dabei, beschrieb die 
Schwachstellen des deut- 
schen Spitzensports und 
machte Verbesserungsvor- 
schläge. Seine Forderung, 
die Einrichtung von Sport- 
Eliteschulen verstärkt zu för- 
dern, wird von der CDU/ 
CSU unterstützt. Klaus Rie- 
gert, sportpolitischer Spre- 
cher der Fraktion: „Wir müs- 
sen talentiertem Nachwuchs 
auf diese Weise mehr Chan- 
cen geben, sportliche Spit- 
zenleistung mit schulischer 
und beruflicher Bildung zu 
vereinbaren." 

Bio-Tech-Blamage 
• Passend zur EXPO hatte 
Schröder großartig eine 
„Kanzler-Initiative" zur An- 

wendung der Gentechnik in 
der Landwirtschaft angekün- 
digt. Über drei Jahre hinweg 
sollten Pflanzenzüchter, For- 
scher, Verbraucher und 
Behörden mit einem umfas- 
senden Test- und Anbaupro- 
gramm die Vor- und Nach- 
teile dieser Technologie prü- 
fen. Jetzt, wo die Vereinba- 
rung darüber unterzeichnet 
werden soll, kippt der Kanz- 
ler das ausgehandelte Ergeb- 
nis kurzerhand. Begründung: 
Nach Umfragen kann die 
Mehrheit der Deutschen da- 
mit nichts anfangen. Helmut 
Heiderich, Berichterstatter 
der CDU/CSU für Gentech- 
nik: „Gerade aus diesem 
Grund war das Programm 
doch gestartet worden, um 
nämlich die Öffentlichkeit 
mit grüner Gentechnik besser 
vertraut zu machen. Wer al- 
lerdings Politik mit dem Zeit- 
geist und nicht sachlich be- 
gründet, gerät dann schließ- 
lich in den nicht nachvoll- 
ziehbaren Widerspruch: 
Gentechnik am menschli- 
chen Embyo-ja, bei Pflanzen 
auf dem Acker - nein." 

Lob mit Vorbehalt 
• Die Fahrradförderung des 
Bundes in den letzten 10 Jah- 
ren ist von in- und ausländi- 
schen Experten bei einer An- 
hörung zum Radverkehr im 
Verkehrsausschuss des Bun- 
destags durchweg positiv be- 
urteilt worden. Höhe der In- 
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ZUR   VERBESSERUNG   DES   VERBRAUCHERSCHUTZES 

Das Ziel: bestmöglicher Schutz vor BSE 
Die saarländische Ge- 
sundheitsministerin Re- 
gina Görner hat sechs 
Punkte zur Verbesserung 
des Verbraucherschutzes 
vorgelegt: 
• Die Forderung nach einer 
zügigen Einführung einer 
EU-weiten Testpflicht für 
Rinder ab 24 Monaten, da 
Tests zur Zeit erst für Rin- 
der ab 30 Monaten EU-weit 
vorgeschrieben sind. Ziel 
ist es, nicht nur den deut- 
schen, sondern auch den eu- 
ropäischen Verbraucherin- 
nen und Verbrauchern den 
bestmöglichen Schutz vor 
BSE zu gewähren. 
• Die Ausdehnung der 
BSE-Schnelltests auf alle 
Rinder, sobald die Testme- 
thoden eine ausreichende 
Empfindlichkeit erreicht 
haben, denn im Vereinig- 
ten Königreich war das 
jüngste erkrankte Rind ge- 
rade einmal 20 Monate alt. 
• Die Veröffentlichung 
von Verstößen gegen De- 

klarierungsvorschriften 
nach Abklärung aller Fak- 
ten, denn falsche Tester- 
gebnisse können wegen 
fehlerhafter Probeentnah- 
men vorkommen. Auf je- 
den Fall müssen bestimmte 
Regionen des Gehirns, in 
denen sich Nervenzellen 
konzentrieren, in den Pro- 
ben vorhanden sein. 

Vor Veröffentlichung 
sollen Mehrfachbetestun- 
gen von auffälligen Proben 
erfolgt sein, um zu verhin- 
dern, dass Unternehmen zu 
Unrecht öffentlich an den 
Pranger gestellt werden. 
• Eine EU-weite Überprü- 
fung   und   Neudefinition 

von Risikomaterialien, 
auch im Hinblick auf an- 
dere Tierarten so wie ein ge- 
nerelles Verbot von Sepa- 
ratorenfleisch. 
• Ein dauerhaftes EU-wei- 
tes Verfütterungsverbot 
von Tiermehl, die ver- 
schärfte Überwachung des 
Verfütterungsverbots so- 
wie verschärfte Sanktionen 
bei Verstößen gegen das 
Futtermittelgesetz und die 
Einführung einer Positivli- 
ste für Futtermittel. 
• Die Einschränkung der 
Verwendung von Tierarz- 
neimitteln in Futtermitteln. 
Illegales Handeln muss 
konsequent bestraft wer- 
den. Zur Zeit sind noch 4 
Mastbeschleuniger er- 
laubt. Es besteht die Ge- 
fahr, dass Menschen auf 
Antibiotika nicht mehr rea- 
gieren. Dies ist besonders 
gefährlich nach schweren 
Operationen, wenn das Im- 
munsystem der Patienten 
geschwächt ist. 

vestitionen über das Gemein- 
deverkehrsfinanzierungsge- 
setz (GVFG): bis 1998 über 
eine Milliarde Mark jährlich. 
Ergebnis: über 15.000 km 
Radwege an Bundesstraßen, 
das sind doppelt so viel wie an 

Landstraßen. Lob dafür von 
dem niederländischen Fahr- 
rad-Experten Ton Welle- 
mann: „Sie können viel, Sie 
machen viel." Dirk Fischer, 
Eduard Oswald und Wolf- 
gang Börnsen, zuständig in 

der CDU/CSU für Verkehr 
allgemein und Radverkehr 
im besonderen: „Der Wer- 
mutstropfen dabei: Unter 
Rot-Grün wird seit 1999 
deutlich weniger in Radwege 
investiert." UP 
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w OLFGANG   LOHMANN   UND   ANNETTE  WIDMANN-MAUZ: 

Den ethischen Dammbruch erst abwarten? 
Zur   Anfrage   der   CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
„Künftiger Kurs der Bun- 
desregierung in der Gen- 
technik" erklärten der ge- 
sundheitspolitische    Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion und die zu- 
ständige Berichterstatterin 
im Gesundheitsausschuss: 

Nachdem jetzt auch das 
britische   Oberhaus    dem 
Klonen von menschlichen 
Embryonen-Zellen zu wis- 
senschaftlichen   Zwecken 
zugestimmt hat, wird der 
Bruch in der Bundesregie- 
rung erneut deutlich. An der 
Gentechnik scheiden sich 
die Geister. Während Kul- 
turminister   Nida-Rümelin 
forsch eine fröhliche Wis- 
senschaft auf dem normati- 
ven Schwamm der „Selbst- 
achtung"   einfordert,   die 
neue   Gesundheitsministe- 
rin Schmidt sich indes be- 
deckt hält und keinen „ak- 
tuellen gesetzlichen Hand- 
lungsbedarf'    sieht,    will 
Schröder    den    ethischen 
Dammbruch offenbar erst 
einmal abwarten und zwar 
„ohne ideologische Scheu- 
klappen". Hier hofft einer 
auf die Normativität des 
Faktischen. Orientierungs- 
los driftet die Bundesregie- 
rung in das totale Enginee- 

ring. Deshalb fragen wir 
u.a. die Bundesregierung: 
• Was meint der Bundes- 
kanzler, wenn er eine Dis- 
kussion „ohne ideologische 
Scheuklappen" fordert? Wel- 
che gesellschaftlichen Grup- 
pen meint der Bundeskanzler, 
wenn er vor „einem Bündnis 
zwischen Fortschrittsfeind- 
lichkeit in unserer Gesell- 
schaft und konservativem 
Fundamentalismus" warnt. 
• Teilt die Bundesregie- 
rung die Auffassung von 
Bundesgesundheitsministe- 
rin Schmidt und ihrer Parla- 
mentarischen Staatssekre- 
tärin, dass die Einrichtung ei- 
nes nationalen Ethikrates für 
Fragen der Gentechnik sinn- 
voll ist? Wenn ja, wie ist das 
mit der Aussage des Bundes- 
kanzlers zu vereinbaren, The- 
men, „die uns alle angehen", 
dürften nicht stellvertretend 
an ein „Gremium von beson- 
ders klugen" oder „besonders 
moralischen Menschen" de- 
legiert werden? 
• Teilt die Bundesregie- 
rung die Auffassung von 
Kulturstaatsminister Nida- 
Rümelin, dass sich „das Kri- 
terium der Menschenwürde 
nicht auf Embryonen auswei- 
ten" lässt? Wenn ja, wie be- 
gründet sie dann die Notwen- 
digkeit   eines   Embryonen- 

schutzgesetzes? Ist die Bun- 
desregierung der Meinung, 
dass die Position von Kultur- 
staatsminister Nida-Rümelin 
mit dem Grundgesetz verein- 
bar ist? Wenn ja, wie begrün- 
det sie das? Wenn die Bun- 
desregierung nicht die Auf- 
fassung des Kulturstaatsmi- 
nisters teilt, warum hat sie 
sich nicht öffentlich von sei- 
ner Meinung distanziert an- 
gesichts eines - nach den 
Worten des Bundeskanzlers- 
für die gesamte Gesellschaft 
bedeutsamen Themas? 
• Aus welchen Gründen di- 
stanziert sich die Bundesre- 
gierung von dem von der ehe- 
maligen Bundesgesundheits- 
ministerin Fischer vorgeleg- 
ten Eckpunktepapier für ein 
Fortpflanzungsmedizinge- 
setz? Wie will die Bundesre- 
gierung künftig mit Stamm- 
zellen, insbesondere mit der 
Gewinnung      embryonaler 
Stammzellen   einschließlich 
des sog. therapeutischen Klo- 
nens    verfahren?    Welche 
rechtlichen Regelungen er- 
wägt sie hier? Wie steht die 
Bundesregierung zur Frage 
des Imports von embryonalen 
Stammzellen? 

UITH/J 
Wortlaut der Kleinen 

Anfrage: www. cducsu. 
bundestag./sr5.htm 
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ERWIN   MARSCHEWSKI   UND   MEINRAD   BELLE: 

Für mehr Sicherheit - gegen 
Organisierte Kriminalität 

Moderne Telekommuni- 
kations- und Informati- 
onsmethoden und die da- 
mit verbundene Interna- 
tionalisierung der Verbre- 
chensbegehung haben zur 
Erweiterung der Organi- 
sierten Kriminalität in 
Deutschland geführt. Der 
hierdurch verursachte 
Schaden wird jährlich auf 
mehrere Milliarden DM 
geschätzt. Die Zahl der 
Tatverdächtigen über- 
steigt 50.000. Typische Er- 
scheinungsformen dieser 
international arbeitenden 
Organisierten Krimina- 
lität sind Drogenhandel, 
Waffenhandel, Falsch- 
gelddelikte, Prostitution, 
illegale Einschleusung von 
Personen nach Deutsch- 
land, Schutzgelderpres- 
sung, Wirtschafts- und 
Umweltkriminalität. 

Obwohl die Ermittlungs- 
behörden ihre Aufgabe nur 
dann optimal erfüllen kön- 
nen, wenn ihnen das dafür 
erforderliche rechtliche In- 
strumentarium zur Verfü- 
gung steht, hat die rot-grüne 
Bundesregierung nach über 
2 Jahren Amtszeit kein ein- 
ziges wirksames Gesetz zur 
Bekämpfung   der   Organi- 

sierten     Kriminalität    be- 
schlossen. 

Deshalb hatdie AG Innen 
auf ihrer Klausurtagung in 
Heilbronn einstimmig be- 
schlossen: 

Korrektur der Regelung 
über akustische Wohn- 

raumüberwachung 

Die 1998 verabschiedete 
Regelung der akustischen 
Wohnraumüberwachung 
wurde durch zahlreiche Aus- 
nahmeregelungen zugun- 
sten immer weiterer Berufs- 
gruppen wie Journalisten, 
Ärzte, Anwälte, Wirt- 
schaftsprüfer, Steuerberater, 
Zahnärzte, Apotheker, Heb- 
ammen, Schwangerschafts- 
berater und Drogenberater 
verwässert. 

Deshalb ist es vonnöten, 
die 1998 beschlossenen 
Ausnahmeregelungen zu 
begrenzen. 

Optische Überwachung 
von OK-verstrickten 

Wohnungen 

Unverzichtbar ist zusätz- 
lich zur akustischen die op- 

E. Marschewski M. Belle 

tische   Überwachung   von 
Gangsterwohnungen. 

Diese erleichtert die 
Identifizierung von Krimi- 
nellen. Kriminelle Machen- 
schaften können zudem oft 
nur „gesehen", nicht aber 
gehört werden. 

Telefonüberwachung 
bei Korruptionsdelikten 

Bei Bestechlichkeit und 
Bestechung sowie beson- 
ders schweren Fällen der Be- 
stechlichkeit und Beste- 
chung im geschäftlichen 
Verkehr ist Überwachung 
des Telefonverkehrs nach 
§100a StPO zu ermöglichen. 

Einführung verdachtsun- 
abhängiger Kontrollen 

Wir brauchen als Konse- 
quenz aus dem Schengener 
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Abkommen die Möglichkeit 
der Polizei, verdachtsunab- 
hängige Kontrollen durch- 
führen zu können. 

In Baden-Württemberg 
z.B. sind solche verdachts- 
unabhängigen Kontrollen 
erlaubt; sie werden mit 
gutem Erfolg praktiziert. 

Einbindung des Verfas- 
sungsschutzes in die 
Vorfeldbeobachtung 

Zur Bekämpfung der 
Organisierten Krimina- 
lität müssen auch die 
Erkenntnisse des Ver- 
fassungsschutzes genutzt 
werden. Daher sind Lan- 
desverfassungsschutzäm- 
ter mit der Aufgabe der 
Vorfeldbeobachtung der 
Organisierten Krimina- 
lität zu betrauen. 

Wiedereinführung der 
Kronzeugenregelung 

Zur Bekämpfung der Or- 
ganisierten Kriminalität ist 
die Kronzeugenregelung 
vonnöten. 

Dass der Beschluss der 
Bundesregierung, die 1994 
eingeführte Kronzeugenre- 
gelung nunmehr auslaufen 
zu lassen, falsch ist, zeigt die 
Absicht des Bundesinnen- 
ministers, für die Bekämp- 
fung   des   Rechtsradikalis- 

mus nunmehr doch die 
Kronzeugenregelung wie- 
der einzuführen. 

Dies reicht nicht aus. Die 
Kronzeugenregelung muss 
zur Bekämpfung der Orga- 
nisierten Kriminalität wie- 
der eingeführt werden. 
Auch wir wollen gegenüber 
dem bisherigen Rechtszu- 
stand folgende praxisbezo- 
gene Änderungen: 
• Die Verbindung der 
Kronzeugenregelung mit 
§ 129 StGB ist aufzulösen. 

Statt dessen soll der An- 
wendungsbereich durch ei- 
nen Strafkatalog festgelegt 
werden. 
• Wenn sich herausstellt, 
dass ein Kronzeuge die Ju- 
stiz „hereingelegt hat", 
muss das Strafverfahren zu 
seinen Ungunsten wieder 
aufgenommen und die er- 
langten Strafmilderungs- 
vorteile müssen wieder 
weggenommen werden 
können. 

Verschärfung der 
Vorschriften gegen 

Geldwäsche 

Leider kann nur ein 
Bruchteil der von der Orga- 
nisierten Kriminalität erziel- 
ten Gewinne sichergestellt 
und beschlagnahmt werden. 
Deswegen ist das gesetzli- 
che Instrumentarium zur 
Bekämpfung von Geldwä- 

sche und Abschöpfung von 
Verbrechensgewinnen wei- 
ter zu verbessern. 
Hierzu zählen: 
• die Schaffung von 
Beweiserleichterungen im 
Verfallsrecht, wonach die 
Anordnung des Verfalls be- 
reits dann ermöglicht wird, 

BESCHLUSS   DER 
ARBEITSGRUPPE 

INNENPOLITIK 

DER   CDU/CSU 

AUF   IHRER 
KLAUSURTAGUNG 

IN   HEILBRONN 

wenn der Täter zur Herkunft 
von Gegenständen keine, 
unzureichende oder falsche 
Angaben macht, 
• die deutliche Verlänge- 
rung der Fristen für die (vor- 
läufige) Sicherstellung. 

Bekämpfung des Kre- 
ditkartenmissbrauchs 

Der Anstieg der Fälle von 
Zahlungskartenkriminalität 
ist erschreckend. Die Stei- 
gerungsrate betrug 1999 40 
%, im Jahre 2000 60%. Die 
Schäden gehen in die Mil- 
lionen. Dabei sind Gegen- 
maßnahmen ohne großen 
Aufwand möglich: 
• Versand der Karten so, 
dass Postwegverluste aus- 
scheiden, 
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• Karten müssen statt mit 
Magnetstreifen mit fäl- 
schungssicheren Chips aus- 
gestattet werden. 
• Beim EC-Karten-Last- 
schriftverfahren muss die 
Identität des Karteninhabers 
verlässlich geprüft werden. 
So könnte die EC-Karte 
auch mit einem Foto des 
Karteninhabers ausgerüstet 
werden. 

Zunächst sind Banken 
und Wirtschaft gefordert, 
wirksamere Präventions- 
maßnahmen zu ergreifen. 

Aber: Reagieren die be- 
troffenen Unternehmen 
nicht freiwillig auf die neuen 
Herausforderungen, so 
muss die Bundesregierung 
die Initiative ergreifen und 
die Umsetzung der Sicher- 
heitsstandards durch Gesetz 
sicherstellen. 

Bekämpfung von 
Internet-Kriminalität 

Die Entwicklung der Kri- 
minalität im Internet folgt 
dessen technischer Ent- 
wicklung. Das Internet wird 
heute für das Anbieten von 
Diebesgut, von Drogen und 
Waffen ebenso missbraucht 
wie für die Anleitung von 
Sprengkörpern und die Ver- 
breitung extremistischen 
Gedankenguts sowie kin- 
derpornographischer Dar- 
stellungen. 

Wir fordern deshalb: 
• die kontinuierliche Schu- 
lung der Ermittlungsbeam- 
ten im technischen Umgang 
mit dem Internet, 
• die Durchführung regel- 
mäßiger, anlassunabhängi- 
ger Ermittlungen im Internet 
nach strafbaren Inhalten, 
vor allem Netzpatrouillen 
gegen Kinderpornographie, 
• die Einführung eines 
Straftatbestandes gegen das 
Anbieten von Kindern für 
sexuellen Missbrauch, 
• eine Überprüfung der be- 
stehenden Straftatbestände 
gegen Eingriffe in das Da- 
tennetz auf Schutzlücken, 
die eine effektive Verfol- 
gung und Ahndung von 
Computerstraftaten er- 
schweren. 

Neuorientierung des 
Strafvollzuges: 

Im Zweifel für die 
Sicherheit 

Verurteilte Täter müssen 
ihre Strafe absitzen. Der of- 
fene Vollzug darf nicht be- 
liebig ausgeweitet werden; 
er muss kontrollierbar blei- 
ben. Im Zweifel muss der 
Schutz der Allgemeinheit 
vor der Begehung von 
Straftaten Vorrang haben. In 
den offenen Vollzug dürfen 
nur Gefangene, die keine 
Gefahr für die Sicherheit der 
Bevölkerung darstellen. 

Wir fordern deshalb: 
• eindeutige Priorität für 
die Sicherheit, 
• ausgewogene Balance der 
Vollzugsaufgaben in § 2 
Strafvollzugsgesetz. 
• Dabei darf der Schutz der 
Allgemeinheit vor weiteren 
Delikten kein bloß zweit- 
oder gar nachrangiges Ziel 
des Strafvollzuges sein. Der 
Schutz der Allgemeinheit 
vor Straftaten geht vor. 
• Eingrenzung des offenen 
Vollzugs. 

Der offene Vollzug darf 
nicht als Regelfall des Straf- 
vollzugs angesehen werden. 
Im offenen Vollzug dürfen 
sich daher nur solche Gefan- 
gene befinden, die insbeson- 
dere unter Berücksichtigung 
der Bevölkerung vor weite- 
ren Straftaten eine eindeu- 
tige Eignung für den offenen 
Vollzug aufweisen. 

Keine Erweiterung der 
Strafaussetzung zur 

Bewährung 

Wir sprechen uns gegen 
die von rot-grün geplante 
Erweiterung der Strafaus- 
setzung zur Bewährung von 
2 auf 3 Jahre aus. 

Dieser Vorschlag ist so- 
wohl unter dem Gesichts- 
punkt der Generalpräven- 
tion wie auch unter dem 
Gesichtspunkt des tat- und 
schuldangemessenen     Ur- 

16  UID 3/2001 



INNERE   SICHERHEIT 

teils nicht vertretbar. Verur- 
teilungen zu Freiheits- 
strafen zwischen 2 und 3 
Jahren betreffen regelmäßig 
schwere und schwerste 
Straftaten bzw. schwerwie- 
gende Wiederholungsfälle. 

Konsequente 
Ausweisung und 

Abschiebung 
ausländischer Straftäter 

Der Tatverdächtigenan- 
teil von Ausländern an der 
polizeilich erfassten Krimi- 
nalstatistik ist hoch. Er be- 
trägt bezogen auf das ge- 
samte Bundesgebiet rund 
26,5 % (bei einem Bevölke- 
rungsanteil der Ausländer 
von knapp 9 %). 

Besonders besorgniser- 
regend ist der Ausländeran- 
teil im Bereich der Organi- 
sierten Kriminalität. Hier 
liegt er bei 60 %; er ist damit 
weit mehr als doppelt so 
hoch wie bei der allgemei- 
nen Kriminalität. 
Wir fordern: 
• Ein Ausländer, der nach 
Deutschland einreist, um 
hier Straftaten zu begehen, 
ist sofort abzuschieben. 
• Ausländer, die schwere 
Verbrechen begehen, sind 
auch dann abzuschieben, 
wenn sie schon längere Zeit 
in Deutschland leben. 
• Schon eine Freiheitsstrafe 
von einem Jahr muss ausrei- 

chend sein, um zur Auswei- 
sung bzw. Abschiebung zu 
führen. 
• Bei ausländischen Straf- 
tätern muss die Möglichkeit 
der Haftverbüßung im Hei- 
matland verstärkt realisiert 
werden. 
• Wir müssen zu einer 
schnellen Ausweisung ge- 
walttätiger Demonstranten 
kommen. 

Insbesondere Ausländer, 
die an kollektiven und ge- 
walttätigen extremistischen 
Ausschreitungen teilneh- 
men, müssen auch unab- 
hängig von einem Verbot 
odereinerAuflösungsverfü- 
gung bereits vor Abschluss 
eines aufwendigen Strafver- 
fahrens ausgewiesen und 
abgeschoben werden kön- 
nen. Schon die (durch Zeu- 
gen oder Bildaufnahmen) 
bewiesene Begehung des 
Landfriedensbruchs muss 
zwingend zur Ausweisung 
führen; § 47 Ausländerge- 
setz ist entsprechend zu 
ändern. 

Verstärkung der 
grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit sowie 

Erweiterung der 
Kompetenzen von 

EUROPOL 

Organisierte Krimina- 
lität findet mehrheitlich 
grenzüberschreitend    statt. 

Sie muss deshalb vor allem 
auch durch grenzüber- 
schreitendes Vorgehen der 
Ermittlungsbehörden be- 
kämpft werden können. 
Deshalb müssen 
• der grenzüberschreitende 
Einsatz von verdeckten Er- 
mittlern erleichtert werden, 
• die Rechtshilfe verbessert 
insbesondere entbürokrati- 
siert werden, 
• die Strafprozessvoraus- 
setzungen für den grenz- 
überschreitenden Einsatz 
von Ermittlungsgruppen ge- 
schaffen werden, 
• die Aufgaben von EURO- 
POL erweitert werden: Eu- 
ropol sollte auch die Zustän- 
digkeit erhalten für Strafta- 
ten gegen das Leben, gegen 
körperliche Unversehrtheit, 
für Eigentums- und Vermö- 
gensdelikte, für Computer- 
und Umweltstraftaten, so- 
weit ein internationaler Be- 
zug gegeben ist. 

EUROPOL muss opera- 
tive Befugnisse (keine exe- 
kutiven!) erhalten. 

EUROPOL muss opera- 
tiv tätig werden können im 
Sinne einer Unterstützung, 
Koordination und Initiie- 
rung von konkreten, na- 
tionalen und grenzüber- 
schreitenden Ermittlungs- 
maßnahmen. 

UD 
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RENTENREFORM 

Unter Niveau 

Bei der Rente bekleckert 
sich Rot-Grün nicht mit 
Ruhm. Einen Tag, bevor im 
Bundestag die Rentenre- 
form beschlossen werden 
soll, musste Rot-Grün wie- 
der einmal etwas korrigie- 
ren, was Riesters Ministe- 
rium ganz offensichtlich 
übersehen hatte. Vorsatz 
oder Schlamperei? Warum 
steht im Gesetzentwurf noch 
immer, dass die Regierung 
künftig eingreifen müsse, 
wenn das Niveau der gesetz- 
lichen Rente unter 64 Pro- 
zent sinkt? Riester und der 
Bundeskanzler haben den 
Gewerkschaften doch ge- 
rade erst versprochen, das 
Niveau nicht unter 67 Pro- 
zent sinken zu lassen. Der 
Sozialminister hat zwar 
Recht, wenn er sagt, das Ni- 
veau sinke bis 2030 ohnehin 
nicht unter 67Prozent. Aher 
wer weiß, was bis 2030 alles 
noch passieren kann? Da 
droht die nachgelagerte Be- 
steuerung der Renten. Die 
67Prozent wären dann nicht 

mehr so leicht zu halten, 
wenn gleichzeitig die Ren- 
tenbeiträge stabil bleiben 
sollen. Daran mögen Rie- 
sters Beamte gedacht ha- 
ben, als sie die 64 einfach 
stehen ließen. Es rächt sich, 
dass die Koalition die Ren- 
tenreform im Galopp durchs 
Parlament bringen will. Das 
Vertrauen in die Qualität 
der Reform wird so nicht ge- 
stärkt.      Der Tagesspiegel 

Pannenserie 

Schon die Gesetzesvor- 
bereitungen waren eine ein- 
zige Pannenserie. Riester 
musste sein Drehbuch mehr- 
fach umschreiben - mal ver- 
weigerten die Genossen die 
Gefolgschaft, dann legten 
sich die Gewerkschaften 
quer. Wie wenig durchdacht 
das Konzept ist, zeigt sich 
kurz vor der abschließenden 
Beratung. Die SPD-Bun- 
destagsfraktion musste ei- 
gens zu einer Sondersitzung 
zusammengetrommelt wer- 
den, weil die Einigung mit 
den Gewerkschaften auf 
dem Spiel stand. Weitge- 
hend unbemerkt hatte der 
Arbeitsminister ins Gesetz 

eine Sicherungsklausel ein- 
gebaut, die besagte, dass die 
Regierung einschreiten 
muss, falls das Rentenni- 
veau unter 64 Prozent sinkt. 
Dies steht nun in Wider- 
spruch zur Aussage Rie- 
sters, die Renten würden 
nicht unter 67 Prozent eines 
Durchschnittseinkommens 
fallen. Was gilt denn nun? 
Selbst in den eigenen Reihen 
blickt kaum noch jemand 
durch.    Stuttgarter Zeitung 

Illusionen 

Riester ist anzulasten, 
dass er der Bevölkerung wei- 
ter Sand in die Augen streut. 
Denn das Versorgungsni- 
veau der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung wird in den 
kommenden Jahrzehnten 
dramatisch zurückgefahren 
werden und nicht nur margi- 
nal, wie Rot-Grün heute sug- 
geriert. Der Kardinalfehler 
der Bundesregierung war, 
sich auf Gedeih und Verderb 
von der Zustimmung der Ge- 
werkschaften abhängig zu 
machen. Die Einigung auf 
den kleinsten Nenner war die 
logische Konsequenz. 

Die Welt 
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Basteln an der Formel 

Die „ Riester-Reform " 
I5l zu einem von niemandem 
mehr zu durchschauenden 
Gezerre um die „Vertrau- 
ensformel" geworden, wie 
die mathematische Renten- 

yy 
Stellen Sie sich 

einen Moment lang vor, 
ein Flugzeugmechani- 
ker oder ein Arzt würde 
mit derselben Einstel- 
lung an seine Arbeit 

gehen wie die Bundes- 
regierung an die 
Rentenreform... 

Generalsekretär Laurenz Meyer 

formel von den Sozialpoliti- 
kern aller Parteien in nicht 
ganz unberechtigtem Pa- 
thos genannt wird. Das ist 
bedauerlich, weil gerade 
diese Reform mit der immer 
unwahrer gewordenen Be- 
hauptung aufräumen woll- 
te, die Renten aus der staat- 
lichen Rentenversicherung 
seien sicher. Am Anfang die- 
ser Reform stand das Einge- 
ständnis,  dass  kostengün- 

stige Beiträge und ein aus- 
kömmliches Alterseinkom- 
men bei steigender Alters- 
last und unveränderter Le- 
bensarbeitszeit nicht mit- 
einander in Einklang zu 
bringen seien. Das klingt 
nach Arithmetik. Aber es ist 
Politik. Es ist eines - das leh- 
ren die unzureichenden Re- 
formanläufe der Vergan- 
genheit -, einen einfachen 
Zusammenhang zu erken- 
nen, und ein anderes, ihn 
und seine Folgen in der 
Arena des politischen Wett- 
bewerbs auszusprechen. 

Frankfurter Allgemeine 

MITTELSTAND 

Gebeutelt 

Der Protest der deut- 
schen Wirtschaft gegen die 
beschlossene Verschlechte- 
rung der Abschreibungs- 
möglichkeiten tangiert Bun- 
desfinanzminister Hans Ei- 
chel wenig. Der SPD-Politi- 
ker hatte schon in den ver- 
gangenen Monaten kein Ohr 
für die Klagen der Unter- 
nehmenslenker. Nun sind die 
neuen Afa-Tabellen in Kraft, 

und Eichel ist nicht bereit, 
Fehlberechnungen zuzuge- 
ben. Dabei kommt die Kritik 
auch von Wirtschaftspoliti- 
kern aus dem rot-grünen La- 
ger.  Zu  offensichtlich  ist, 
dass die Änderungen dem 
Finanzminister  weit  mehr 
als 3,5 Milliarden Mark an 
zusätzlichen Steuergeldern 
in die Kasse spülen werden. 
Die drastisch verschärften 
Afa-Regeln drohen die Inve- 
stitionstätigkeit in Deutsch- 
land zu dämpfen. Angesichts 
der Wolken, die am hiesigen 
Konjunkturhimmel aufgezo- 
gen     sind,     kommt     die 
Rechtsänderung zur Unzeit. 
Denn nun drohen die Auf- 
träge nicht nur aus dem Aus- 
land auszubleiben. Beson- 
ders hart trifft es mal wieder 
den Mittelstand. Den kleinen 
Betrieben winkt erst 2005 
eine spürbare Entlastung im 
Zuge   der   Unternehmens- 
steuerreform.   Die   neuen 
Afa-Tabellen hingegen las- 
sen  die  Steuerschuld der 
Mittelständler zunächst ein- 
mal kräftig steigen. Einige 
werden auch von der späte- 
ren Absenkung der Tarife 
nichts mehr haben, weil sie 
dann längst vom Markt ver- 
schwunden sind.    Die Welt 
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LAN DES PARTEITAG    IN    MANNHEIM 

Erwin Teufel: Wir werden den 
„Erfolgskurs Süd" fortsetzen 

Mit „Erwin, Erwin"-Ru- 
fen und ,Jetzt geht's los" 
feierten die 400 Delegier- 
ten und rund dreihundert 
Gäste den baden-würt- 
tembergischen CDU-Vor- 
sitzenden, Ministerpräsi- 
dent Erwin Teufel, in 
Mannheim. Der Landes- 
verband war zu seinem 42. 
Parteitag im Kongreßzen- 
trum Rosengarten zusam- 
mengekommen, um das 
Regierungsprogramm für 
die kommende Legislatur- 
periode zu verabschieden. 
Am 25. März sind Wahlen. 

Im Mittelpunkt des Par- 
teitages standen die Reden 
von Erwin Teufel und An- 
gela Merkel. Der Landesva- 
ter sprach in einer kämpferi- 

schen Rede 75 Minuten lang 
über die glänzende Erfolgs- 
bilanz des Landes und über 
die Pannen der rot-grünen 
Regierung in Berlin. Mit der 
CDU werde, so Teufel, der 
„Erfolgskurs Süd" fortge- 
setzt. Baden-Württemberg 
habe die niedrigste Jugend- 
arbeitslosigkeit in Europa, 
die niedrigste Kriminalitäts- 
rate in Deutschland, es inve- 
stiere mehr in die Forschung 
als jedes andere Bundesland, 
und nirgendwo gebe es so 
wenige Bürger, die auf So- 
zialhilfe angewiesen seien. 
Baden-Württemberg, das 
sei seit der Gründung vor 
bald 48 Jahren „eine einzige 
Erfolgsgeschichte". 

Doch die SPD hat dazu 
nichts beige- 
tragen    und 
scheint auch 
gegenwär- 
tig, trotz me- 
diengerecht 
frischer 
Auftritte, 
nichts    bei- 
tragen      zu 
wollen. Das 
ist ganz of- 
fensichtlich, 
und      auch 
Teufel nahm 

dies auf: „Alte Hüte bleiben 
alte Hüte, auch wenn sie von 
jungen Damen getragen 
werden." Ansonsten ließ er 
seine junge Gegenkandida- 
tin von der SPD links liegen. 

Volker Kauder: Wir 
brauchen Kompetenz 

statt Tralala 

Generalsekretär Volker 
Kauder mußte nicht viel 
konkreter werden: „Wir 
brauchen Kompetenz statt 
Tralala". Jeder wußte, was 
gemeint war, denn ein wür- 
diger Gegner ist die SPD im 
Lande kaum. Deshalb rich- 
tete Kauder seine Angriffe 
auch gleich auf Berlin: „Im 
Luftraum der SPD reitet Lü- 
genbaron Schröder auf der 
Rentenkugel, und bei den 
Grünen gibt es nicht nur 
Friedenstauben, sondern so- 
gar Steinewerfer." Müsse 
man denn früher Polizisten 
verprügelt haben, im Häu- 
serkampf Che Guevara 
nachgeeifert haben, um 
dann den Aufstand der soge- 
nannten Anständigen anzu- 
führen? Die Hiebe saßen. 

Nach der Beratung des 
Regierungsprogramms,   bei 

20  UID 3/2001 



CDU   BADEN-WüRTTEMBERG 

der überraschend der Jungen 
Union ein Antrag genehmigt 
wurde, wonach jeder Schüler 
ab der neunten Klasse künf- 
tig mit einem Laptop aus- 
gerüstet sein soll, wurde es 
dunkel im Saal. Die Türen 
gingen auf, und herein schrit- 
ten Angela Merkel und Er- 
win Teufel zur Musik „We 
are the champions" von 
Queen. Keinen Delegierten 
hielt es auf dem Stuhl, die Ka- 
meraleute fielen übereinan- 
der, während die Junge 
Union vom „Team Teufel" 
mit blauen Luftballons in der 
Hand die beiden Partei vorsit- 
zenden bei ihrem Einmarsch 
säumten. Das hat Emotionen 
geweckt und sogar die Jour- 
nalisten beeindruckt. 

In ihrer mit Spannung er- 
warteten Rede hob Merkel 
denn auch auf die Erfolgsbi- 
lanz Baden-Württembergs 
ab. Und daß das Land in vie- 
len wichtigen Bereichen so- 

gar noch vor Bayern liege, 
könne ein Ansporn sein für 
die Bayern, und das tue Ed- 
mund Stoiber ganz gut, auch 
wenn er deshalb einmal ein 
langes Gesicht mache. An- 
sonsten griff Merkel vor al- 
lem die verfehlte Rentenpo- 
litik der Bundesregierung an 
und kündigte an, die CDU 
werde nach einem mögli- 
chen Wahlsieg 2002 ein bes- 
seres   Konzept   vorlegen. 

j* da 
Fotos: Thomas Geiger 

Dafür müsse die Union in 
der Sache hart und unerbitt- 
lich kämpfen. 

Ein Besucher 
staunend: Der schafft 

ja wie der Teufel 

Schon am frühen Nach- 
mittag ging der überaus ge- 
lungene Parteitag zu Ende. 
Während die Besucher er- 
füllt zusammenstanden und 
noch etwas tranken, war ei- 
ner schon wieder auf dem 
Sprung. Erwin Teufel eilte 
zum nächsten Termin. Mini- 
sterpräsidentenkonferenz in 
Wiesbaden. Bis tief in die 
Nacht hinein hat er für Ba- 
den-Württemberg im Län- 
derfinanzausgleich verhan- 
delt. „Der schafft ja wie der 
Teufel", meinte ein Besu- 
cher staunend. Stimmt. Das 
ist eben der „Erfolgskurs 
Süd". UD 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Damit Sie nicht im Regen stehen 
unser CDU-Pavillon 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

CDU-Pavillon 
ohne Seitenteil 

Bestell-Nr. 0924 
Größe 3 x 3 m 

1 Expl. 79,00 DM 
(40,39 EURO) 

CDU 

Seitenteil für 
CDU-Pavillon 

Bestell-Nr. 0925 
lExpl. 11,90 DM 

(6,08 EURO) 

CDUC 


